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Beschlussvorlage 6385/2021 
 

Fachbereich 2 
Herr Tiwi 

Anpassung der Bezuschussung der Schulsozialarbeit 

Beratungsfolge Jugendhilfeausschuss 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt, den mit der Schulsozialarbeit beauftragten freien 

Trägern der Jugendhilfe eine einheitliche Bezuschussung zu gewähren.    

Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach dem jeweils eingereichten 

Verwendungsnachweis und dem hierbei vorzulegenden Jobjournal des jeweiligen 

eingesetzten Mitarbeiters. Tatsächlich angefallene Personalkosten können dann bis zu einer 

maximalen Höhe von vergleichbar TVöD S 11 b Stufe 6 bezuschusst werden. 

Ab dem Jahr 2021 können die freien Träger nachweisbare Sachkosten in Höhe von max. 5% 

mit abrechnen. 

 
 

 

Gremium Ja Nein Enthaltung wie Vorlage TOP 

Jugendhilfeausschuss      

 
Sachverhalt: 
 

Die Schulsozialarbeit gehört insbesondere nach § 13 Absatz 1 SGB VIII (Jugendsozialarbeit) 

in Verbindung mit § 79 SGB VIII (Gesamtverantwortung, Grundausstattung) zu den 

Pflichtaufgaben der Stadt Mayen als örtlichem Träger der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe. Sie ist unzweifelhaft von hohen Bedarfslagen geprägt und deshalb ein zentraler 

Bestandteil und eine wichtige Säule des „Präventiven-Konzeptes“ der Stadt Mayen. 

Schulsozialarbeit wird derzeit an 9 Schulen von insgesamt 11 Schulsozialarbeiter/innen mit 

einem Stellenanteil von 5,76 Vollzeitäquivalenten durchgeführt. Von den 11 eingesetzten 

Fachkräften befinden sich 5 Fachkräfte in kommunaler Anstellung und 6 Fachkräfte sind bei 

freien Trägern beschäftigt. Die freien Träger erhalten hierfür einen Personalkostenzuschuss. 

Dieser setzt sich aus Fördermitteln des Landes und einem Eigenanteil der Stadt Mayen 

zusammen. An Fördermittel erhält die Stadt für die Gewährung von Schulsozialarbeit für die 

Realschule plus und für die Berufsbildende Schule Mayen jeweils 45 900,- €. 

Freie Träger setzen das Angebot der Schulsozialarbeit an folgenden Schulen um: 

Grundschulen 1,5 Stellenanteil (1,0 Lebenshilfe und 0,5 Stadt) 

Realschule Plus 1,5 Stellenanteil (1,5 Lebenshilfe) 

BBS 1,5 Stellenanteil (Caritas 0,5 und Barmherzige Brüder 0,5; Stadt 0,5) 

Mittlerweile haben alle Träger einen Antrag auf Erhöhung des städt. Zuschusses gestellt. 

Um hier auch die jährlich steigenden Personalkosten der freien Träger zu berücksichtigen 

und etwaig entstehende Defizite zu vermeiden, schlägt die Verwaltung vor, den Zuschuss 
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nach Vorlage der tatsächlich gezahlten Personalausgaben jährlich abzurechnen jedoch 

maximal bis zur Höhe vergleichbar der Entgeltgruppe 11b Stufe 6 TVöD.  

Als Abrechnungsgrundlage sind die Träger verpflichtet, im Rahmen des jährlichen 

Verwendungsnachweises ein Personaljournal der betreffenden Mitarbeiter vorzulegen. 

 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Aufwendungen in nachgewiesener Höhe bei Haushaltsstelle 3631100-54159004 (Kosten für 
Schulsozialarbeit); Haushaltsmittel stehen in ausreichender Höhe bereit 
 
Familienverträglichkeit: 
Hat die geplante Entscheidung unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf Familien in 
der Stadt Mayen? 
 
Nein 
 
Demografische Entwicklung: 
Hat die vorgesehene Entscheidung unmittelbare Auswirkung auf die maßgeblichen 
Bestimmungsgrößen des demografischen Wandels und zwar 

 die Geburtenrate 

 die Lebenserwartung 

 Saldo von Zu- und Wegzug (Migration, kommunale Wanderungsbewegung) 
und beeinflusst damit in der Folge die Bevölkerungsstruktur der Stadt Mayen? 
 
Nein 
 
Barrierefreiheit: 
Hat die vorgesehene Entscheidung unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die in der 
Stadt vorhandenen Maßnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit? 
 
Nein 
 
Innovativer Holzbau: 
Sofern es sich um ein Bauwerk handelt: Kann das Bauwerk als innovatives Holzbauwerk 
errichtet werden: 
Ja:   Nein:   Entfällt:  x 
 
 
Welche Auswirkungen ergeben sich aus dem verfolgten Vorhaben für das Klima?: 
Inwieweit wurden Klima- und Artenschutzaspekte berücksichtigt? Wurde beispielsweise bei 
Baumaßnahmen bzw. Renovierungsmaßnahmen die Möglichkeit von Solarthermie- und 
Photovoltaik-Anlagen geprüft? Wurde die CO2-Bilanz von zu beschaffenden Produkten 
geprüft / verglichen? 
 
Keine. 
 

 
Anlagen: 
 
keine  
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